
18. Juli 2025

Pro-Palästina-Camp: Rückkehr ans
Kanzleramt unter strengen Lärmschutz!
Ein pro-palästinensisches Protestcamp darf zurück zum

Kanzleramt in Berlin, unter Auflagen zur Lärmreduzierung
bis 19. Juli 2025.

Berlin, Deutschland - Ein pro-palästinensisches Protestcamp in
Berlin darf nach einer Eilentscheidung des Verwaltungsgerichts
Berlin wieder vor dem Bundeskanzleramt campieren. Diese
Entscheidung wurde am Freitag vom Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg bestätigt und sorgt für Aufregung in der
politischen Landschaft der Hauptstadt. Das Camp, das unter
dem Motto „Vereint für Palästina!“ steht, ist bis zum Samstag,
19. Juli, angemeldet.

Ursprünglich war das Camp nach mehreren Wochen heftiger
Proteste ab Montag vom Kanzleramt an den Hauptbahnhof
verlegt worden. Die Polizei hatte diese Verlegung mit
Lärmbelästigungen, insbesondere in den Abend- und



Nachtstunden, begründet. Aktivisten des Camps reichten jedoch
einen Eilantrag ein, der teilweise erfolgreich war. Laut dem
Verwaltungsgericht wäre eine Verlegung des Camps
unverhältnismäßig, da es ausreichend gewesen wäre, spezielle
Lärmauflagen zu erlassen.

Gerichtsurteil und Auflagen

Das Oberverwaltungsgericht wies die Beschwerde der Polizei
gegen die Rückverlegung des Camps ab. Darin wurde
entschieden, dass der Protest vor dem Kanzleramt in seiner
Form unter Auflagen erlaubt ist. Diese beinhalten, dass keine
lärmenden Gerätschaften wie Lautsprecher, Trommeln oder
Megafone benutzt werden dürfen. Das Gericht bestätigte auch,
dass die vorangegangene Verlegung durch die Polizei als
unverhältnismäßig erachtet wurde. Diese Entscheidung ist
unanfechtbar und wurde unter den Aktenzeichen OVG 4 S 26/25
und VG 1 L 634/25 dokumentiert.

Die Regelungen erfordern, dass die Aktivisten sich an die
festgelegten Lärmauflagen halten, um das Recht auf
Versammlungsfreiheit zu gewährleisten. Dieses Grundrecht ist
im deutschen Grundgesetz verankert und gilt für spontane sowie
geplante Demonstrationen. Die Versammlung muss friedlich
ablaufen, und bei Verstößen gegen diese Vorgaben kann die
Polizei nicht ohne triftigen Grund eingreifen.

Versammlungsfreiheit im Fokus

Die Versammlungsfreiheit ermöglicht es Bürgern, ihre
Meinungen öffentlich zu äußern und aktiv an politischen
Prozessen teilzunehmen. Diese grundlegenden Rechte müssen
jedoch verantwortungsbewusst ausgeübt werden. Die
Veranstaltung muss angemeldet werden, wobei Informationen
über den Veranstalter, Ablauf und Ort rechtzeitig übermittelt
werden müssen. Für die Durchführung können spezifische
Auflagen erlassen werden, etwa zur Lautstärke oder zur Dauer
der Veranstaltung.



Die Verantwortung für die Einhaltung dieser Auflagen liegt beim
Veranstalter des Protestcamps, der gleichzeitig als
Ansprechpartner für die Behörden fungiert. Die Polizei ist
verpflichtet, die Demonstration zu schützen, darf sie jedoch
auflösen, wenn Gewalt droht oder die öffentliche Ordnung
gestört wird. Bei der Friedlichkeit der Versammlung sind alle
Teilnehmer gefordert, da Gewalt und Straftaten nicht erlaubt
sind.

In diesem Sinne stellt das laufende Protestcamp vor dem
Kanzleramt einen Test für die Balance zwischen
Demonstrationsrecht und öffentlicher Ordnung dar. Es bleibt
abzuwarten, wie die Situation bis zum Ablauf der Anmeldung am
Samstag weiterentwickelt und ob die Aktivisten die Auflagen
konsequent umsetzen werden.

Für weiterführende Informationen zu den Rechten und Pflichten
bei öffentlichen Demonstrationen können Interessierte die
Webseite der Jaeger Rechtsanwaltskanzlei besuchen. Dort
finden sich umfassende Erläuterungen zur Versammlungsfreiheit
und was dabei zu beachten ist.

Weitere Details zu dem aktuellen Protestcamp in Berlin und den
gerichtlichen Entscheidungen finden sich unter rbb24 sowie 
Süddeutsche Zeitung.
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